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Strebt ein Kreditinstitut bei einem laufenden Kredit 
eine vorzeitige Vertragsbeendigung an, wird es nach 
aller praktischer Erfahrung zunächst das Gespräch 
mit dem Kreditkunden suchen, um eine einvernehmli-
che Vertragsbeendigung zu erreichen, bevor es ein-
seitige Maßnahmen in Form einer Kündigung in Er-
wägung zieht. Außerordentliche Kündigungen sind 
nämlich nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
zulässig. Aber auch die ordentliche Kündigung ist mit 
gewissen rechtlichen Problemen verbunden, die bei 
einem  einvernehmlichen Vorgehen vermieden wer-
den. Ist eine einvernehmliche Vertragsaufhebung je-
doch nicht möglich, hat die Bank folgende rechtliche 
Möglichkeiten für einseitige rechtliche Maßnahmen, 
die sich aus dem Gesetz, den AGB und dem Kredit-
vertrag ergeben: 
 
 
Ordentliches Kündigungsrecht 
 
Bei unbefristeten Krediten kann die Bank den Kredit-
vertrag unabhängig von der Höhe des Darlehensbe-
trages mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten 
ordentlich kündigen (§ 488 Abs. 3 BGB). Diese ge-
setzlich geltende ordentliche Kündigungsfrist ist durch 
die AGB der Kreditinstitute  rechtsgeschäftlich modifi-
ziert worden. So kann die Bank nach Nr. 19 Abs. 2. 
AGB unbefristete Kredite und Kreditzusagen (sog. 
„b.a.w.-Kredite) jederzeit ohne Einhaltung einer Kün-
digungsfrist kündigen. 
 

Entgegen dem Wortlaut der Nr. 19 Abs.2 AGB ist die 
Bank nicht „jederzeit ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist“ zur Kündigung berechtigt. Sie hat vielmehr 
auf die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht 
zu nehmen, was zu einer Reihe von Einschränkungen 
des Kündigungsrechts führt; insbesondere hat sie 
dem Kreditnehmer eine angemessene Frist für die 
Rückzahlung des Kredits einzuräumen. Der Wortlaut 
der vorgenannten Klausel hat einen aufsichtsrechtli-
chen Hintergrund, da nach den Grundsätzen über das 
Eigenkapital noch nicht in Anspruch genommene Kre-
ditzusagen nicht mit Eigenkapital zu unterlegen sind, 
wenn sie fristlos und vorbehaltlos vom Kreditinstitut 
gekündigt werden können. Zu den unbefristeten Kre-
diten zählen z.B. die auf einem Girokonto b.a.w. zu-
gesagten Dispositionskredite sowie geduldete Konto-
überziehungen. Ein ordentliches Kündigungsrecht 
besteht nicht, wenn eine Laufzeit- oder Tilgungsver-
einbarung getroffen wurde. Dann ist nur die gleich 
darzulegende außerordentliche Kündigung möglich. 
Das vorbeschriebene Kündigungsrecht kann auch 
dann ausgeschlossen sein, wenn dem Kredit eine 
bestimmte Zweckbestimmung zugrundeliegt, was z. 
B. bei Existenzgründungskrediten und Sanierungs-
krediten der Fall ist. In der Zweckbestimmung wird 
hier die gleichzeitige stillschweigende Vereinbarung 
einer Befristung gesehen, so dass die jederzeitige 
Kündigung aus diesem Grunde ausgeschlossen ist. 
So ist bei einem Existenzgründungskredit eine Kündi-
gung erst möglich, wenn sich endgültig herausgestellt 
hat, dass sich das Unternehmenskonzept bzw. die 
Geschäftsidee am Markt nicht durchgesetzt hat.  
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Bei einem Sanierungskredit im Rahmen eines Sanie-
rungskonzepts berechtigt nicht jeder kurzfristige Miss-
erfolg bei den Sanierungsbemühungen, z.B. ein ge-
ringer Verlust über eine kurze Periode, zur Kündi-
gung. Die Bank würde sich widersprüchlich verhalten, 
wenn sie Sanierungsbemühungen schon im Anlauf 
scheitern ließe. Ihr steht allerdings ein Kündigungs-
recht zu, wenn sich der Sanierungsversuch als aus-
sichtslos erweist. Das ordentliche Kündigungsrecht 
des Kreditinstituts unterliegt nachstehenden Ein-
schränkungen: 

 Einschränkungen bei der Fristbemessung 
 Rücksichtnahme auf Kreditnehmerinteressen 
 Deckung durch Sicherheiten 

 
Fristbemessung durch das Kreditinstitut 
 
Dem Bankkunden muss bei der Kündigung eine an-
gemessene Frist für die Kreditrückzahlung eingeräumt 
werden, damit er sich nach einem anderen Kreditge-
ber umsehen kann. Der Kunde darf nicht überrascht 
werden. Die Frist sollte sich in der Regel an § 488 
Abs. 3 Satz 2 BGB orientieren, der 3 Monate vorsieht. 
Im Einzelfall kann auch eine kürzere Frist vertretbar 
sein, vor allem dann, wenn der Kredit verglichen mit 
den finanziellen Verhältnissen des Kunden unbedeu-
tend ist. In der Regel wird für die Fristbemessung fol-
gendes entscheidend sein, was sich auch in der Pra-
xis bewährt hat: Wie lange dauert bei Kreditinstituten 
üblicherweise eine Entscheidung über eine Kreditver-
gabe in der betreffenden Art und Größenordnung und 
welcher Zeitraum wird bis zur Valutierung – etwa we-
gen vorheriger Sicherheitenübertragungen oder Ein-
tragungen im Grundbuch – benötigt ? 
 
Rücksichtnahme auf Schuldnerinteressen 
 
Die Bank darf ihr Kündigungsrecht grundsätzlich nicht 
willkürlich und ohne Rücksicht darauf ausüben, ob 
dem Kunden ein vermeidbarer Nachteil zugefügt wird, 
der durch eigene Interessen der Bank nicht zu recht-
fertigen ist. Eine Kündigung verstößt insbesondere 
dann gegen das Gebot der Rücksichtnahme, wenn 
die Bank einen Vertrauenstatbestand geschaffen hat, 
auf den sich der Kunde verlassen durfte. Ein in der 
Praxis häufig vorkommender Fall:  Hat die Bank z.B. 

über mehrere Monate hinweg eine höhere Überzie-
hung des Kontos geduldet, darf sie nicht überra-
schend kündigen. Vielmehr bedarf es zunächst einer 
Abmahnung mit Einräumung einer angemessenen 
Frist zur Rückführung des Saldos auf Null oder in die 
vereinbarte Linie. Zudem muss die Bank diejenigen 
Verfügungen, die der Kunde im berechtigten Vertrau-
en auf einen gewährten Kredit getätigt hat, ausführen; 
insbesondere muss sie bereits ausgestellte und in den 
Verkehr gebrachte Schecks im Rahmen der gedulde-
ten Überziehungen einlösen. 
 
 
Deckung durch Sicherheiten 
 
Vorübergehend kann man einer Bank das Recht zur 
ordentlichen Kündigung absprechen, wenn 

 sie über vollwertige Sicherheiten verfügt und 
 durch Hinausschieben der Kündigung keine 

Beeinträchtigung der Sicherheiten zu befürch-
ten ist, 

 der Kunde seine Annuitäten pünktlich er-
bracht hat, 

 die Kündigung für den Kunden unverhältnis-
mäßige Nachteile bringen würde und 

 bei gewissenhafter Prüfung der Vermögens-
verhältnisse und der Erfolgsaussichten des 
Unternehmens zu erwarten ist, dass die 
Rückzahlung zu einem späteren Zeitpunkt 
ohne schwerwiegende Probleme möglich sein 
wird. 

 
Außerordentliches Kündigungsrecht 
 
Für die in der Praxis relevanten außerordentlichen 
Kreditkündigungen ist Nr. 19 Abs. 3 AGB-Banken, Nr. 
26  Abs. 2 AGB Sparkassen maßgeblich. Danach ist 
eine Kündigung der Bank zulässig, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt, der der Bank auch unter Berücksichti-
gung der Belange des Kunden die Fortsetzung der 
Geschäftsverbindung unzumutbar werden lässt. 
 Die in der Praxis am häufigsten vorkommenden wich-
tigen Gründe liegen vor, wenn 

 eine wesentliche Verschlechterung der Ver-
mögensverhältnisse des Kunden oder der 
Werthaltigkeit einer Sicherheit eintritt oder 
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einzutreten droht und dadurch die Rückzah-
lung des Darlehens – auch unter Verwertung 
einer hierfür bestehenden Sicherheit – ge-
fährdet ist 

 der Kunde vertragliche Verpflichtungen ver-
letzt hat. Solche typischen Vertragsverletzun-
gen sind z.B. Zahlungsverzug, Verweigerung 
der Bestellung vereinbarter oder geschuldeter 
Sicherheiten, Mängel in den Angaben über 
die Vermögensverhältnisse oder auch ein feh-
lender Mittelverwendungsnachweis trotz 
mehrfacher Mahnung. 

 
Wesentliche Verschlechterung der Vermögenssituati-
on des Kreditnehmers 
 
Weder dem Gesetz noch den AGB lässt sich entneh-
men, wann sich die Vermögenssituation so ver-
schlechtert hat, dass die Rückerstattung des Darle-
hens gefährdet ist. Es liegt auf der Hand, dass diese 
Frage nur nach einer Gesamtwürdigung aller Um-
stände des Einzelfalls und einer Würdigung der Inte-
ressen beider Vertragsteile beantwortet werden kann. 
Bei einem Unternehmen ist besonders auf die Liquidi-
tät und/oder die nachteilige Veränderung des Eigen-
kapitals (Reinvermögen) abzustellen. Starkes Anzei-
chen für ein Liquiditätsproblem ist, wenn das Unter-
nehmen seinen Zahlungsverpflichtungen gar nicht 
oder nur schleppend nachkommt. Insgesamt ist fest-
zustellen, ob sich die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage verschlechtert hat. Ein Indiz für die Ver-
schlechterung sind in der Regel auch nachteilig ver-
änderte Bilanzkennzahlen (z.B. Liquiditätsklausel: 
Verhältnis von  kurzfristig realisierbaren Mitteln zu 
kurzfristigen Verbindlichkeiten). Eine Vermögensver-
schlechterung ist in jedem Fall bei Insolvenzreife an-
zunehmen, aber auch schon bei einer drohenden Ge-
fahr der Zahlungsunfähigkeit. Eine konkrete Gefähr-
dung der Kreditrückzahlungsansprüche ist regelmäßig 
dann nicht gegeben, wenn ausreichende werthaltige 
Sicherheiten zur Verfügung stehen. Diese schließen 
jedoch die Kündigung nur dann aus, wenn sie nach 
dem Urteil eines unabhängigen, sachkundigen Dritten 
zur Deckung des vollen Kreditrisikos ausreichen und 
ohne nennenswerte Schwierigkeiten verwertbar sind. 
Dies ist der Fall, wenn sie das Kapital und weiter auf-

laufende Zinsen decken, kein Wertverfall der Sicher-
heiten bei einem Hinausschieben der Kündigung zu 
befürchten ist und die Sanierungsfähigkeit des Kredit-
nehmers vorliegt. In der Praxis gibt es erfahrungsge-
mäß – von absoluten Einzelfällen abgesehen – kaum 
rechtliche Auseinandersetzungen zwischen Kunde 
und Bank über das Vorliegen eines Kündigungsgrun-
des wegen wesentlicher Verschlechterung der Ver-
mögensverhältnisse. Dies liegt daran, dass die Bank 
von diesem Kündigungsrecht i.d.R. nur in rechtlich 
eindeutigen Situationen Gebrauch gemacht hat, d.h. 
wenn die Sanierungsfähigkeit des Kreditnehmers 
nicht mehr gegeben und damit die Insolvenz ohnehin 
unvermeidbar war. 
 
Kündigung wegen Vertragsverletzungen 
 
Verzug: Der Kreditgeber ist zur Ausübung eines au-
ßerordentlichen Kündigungsrechts befugt, wenn der 
Kunde fällige Zinsen und Tilgungen nicht bezahlt oder 
eingeräumte Kreditlinien überschreitet, d.h. bei gravie-
renden Vertragsverletzungen. In diesen Fällen ist eine 
vorherige Mahnung erforderlich, die zwar höflich ge-
fasst sein darf, aber unzweideutig zum Ausdruck brin-
gen muss, dass die Bank die fälligen Zahlungen bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt einfordert. Blieb diese 
erfolglos, ist die Bank unter keinem rechtlichen Ge-
sichtspunkt verpflichtet, eine länger andauernde, nicht 
unerhebliche Kontoüberziehung und damit einen we-
sentlichen Vertragsverstoß des Kunden hinzunehmen, 
selbst wenn die von dem Kunden gestellten Sicherhei-
ten ihren Schaden möglicherweise ausgleichen kön-
nen. Wenn – und das ist ein in der Praxis häufig vor-
kommender Fall – der Kunde dagegen die Kreditlinie 
einmal oder mehrfach überzogen hat, ohne dass die 
Bank dies beanstandet, kann dieses Verhalten der 
Bank als stillschweigende Erhöhung des Kreditlimits 
gewertet werden, was zu einer Verwirkung des Kün-
digungsrechts führt. 
 
Verweigerung von Sicherheiten: Ein Recht der Bank 
zur außerordentlichen Kündigung des Kredits besteht, 
wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung 
oder Verstärkung von Sicherheiten nach Nr. 13 Abs. 2 
AGB oder aufgrund einer sonstigen Vereinbarung 
nicht innerhalb der von der Bank gesetzten angemes-
senen Frist nachkommt. 
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Angaben zu Vermögensverhältnissen Die Bank ist zur 
außerordentlichen Kündigung berechtigt, wenn der 
Kunde sie durch unrichtige Angaben über seine Ver-
mögensverhältnisse, z.B. durch unrichtige Bilanzen, 
getäuscht hat oder angesichts seiner wirtschaftlichen 
Krise deren Offenlegung verweigert. Die Pflicht zur 
Offenlegung der Vermögensverhältnisse gehört zu 
den wesentlichen Verpflichtungen eines jeden Kredit-
nehmers. Im Interesse ihrer Einleger ist die Bank 
rechtlich verpflichtet, die Einhaltung dieser Verpflich-
tung durchzusetzen. 
 
Nichteinhaltung von Finanzkennzahlen Die üblichen 
Finanzkennzahlen (Financial Covenants) zielen auf 
die Sicherstellung einer angemessenen Liquidität und 
eines angemessenen Eigenkapitals des Kreditneh-
mers bzw. seiner Gruppe ab. Ein „ breach of cove-
nants“ lässt auf eine (voraussichtliche) Krise des Kre-
ditnehmers schließen. Die Bank kann deshalb hierauf 
durch eine außerordentliche Kündigung reagieren. 
Dies wird auch oft in den Unternehmenskreditverträ-
gen so vereinbart. Die Nichteinhaltung der festgeleg-
ten finanziellen Rahmenbedingungen, z.B. bestimmter 
Bilanzrelationen, stellt dann eine Vertragsverletzung 
dar, die zur außerordentlichen Kündigung berechtigt. 
Gebräuchliche Financial Covenants sind: 
  

 Eigenkapitalklausel 
 Verschuldungsgrad 
 Liquiditätsklausel 
 Zinsdeckungsklausel  

 
Häufig wird die Kündigung in der Praxis bei einem 
Bruch des Covenants  nicht ausgesprochen. Stattdes-
sen wird, wenn die Situation des Kreditnehmers dies 
rechtfertigt, für den jeweiligen Covenant-Bruch ein 
Verzicht auf die Kreditkündigung („Waiver“) erklärt. 
Dies kann je nach Zahl der Wiederholungen dieser 
Verzichte letztlich dazu führen, dass die zuletzt er-
reichten und von der Bank  geduldeten Kennzahlen 
für die Zukunft die Basis darstellen und erst weitere 
Verschlechterungen zur Kündigung berechtigen. 
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